
 Beilage 1 zum Ersuchen um Rechtsauskunft 

 
 

Vergaberichtlinien für öffentliche Aufträge; 

Vorberatung von Ausschüssen; 

Ersuchen um Rechtsauskunft – 

Ergänzung – 

Übermittlung 

 

 

Nachstehend wird von der A-L die im Anschreiben angeführten Inhalte der vom 

Bürger übermittelten E-Mails dargestellt: 

 

1) Inhalt der ersten E-Mail: 

Gem. Ausschreibung zum Architekturwettbewerb vom 15.06.2022 steht: 

 

Laut BVergG ist das dann: 

 



 

 

 



 

Also ich glaube, so einfach hätte man das gar nicht machen dürfen. Dieses Vergeben von 1.Teil 

der Planungsarbeiten (11/2022) mit dem Hinweis „wird danach angerechnet“ ist klar eine 

Umgehung der Vorschriften für die Schwellenwertberechnung, es sind nämlich ALLES LOSE 

KUMULIERT ZU BETRACHTEN!!!! 

Ich befürchte ja, dass die Kostenschätzung des Bildungszentrums schon so gestaltet wurde, 

dass nicht die EUR 5.xxx.xxx,- NETTO überschritten werden, da man sonst im 

Oberschwellenbereich landet. 

Ich hoffe wirklich, dass die tatsächlichen Kosten dann auch wirklich darunter bleiben... aber mir 

graut es schon davor... 

Und was ja obergeil ist... du kannst keine Ausschreibung machen, ohne zu wissen, was das 

Projekt ca. Kosten wird.... 

Alles, was ich gehört habe, war immer... nein, wir wissen noch nicht, was es kostet, dafür 

brauchen wir zuerst die Ausschreibung...??? 

Und was auch komisch ist, die 96.000,- (BRUTTO) entsprechen genau den EUR 80.000 NETTO 

von § 44 (2) Z1.... obwohl dieser Wert per Verordnung auf 100.000,- hochgesetzt wurde. 

Also mich würde wirklich interessieren, auf welchen Rechtsgrundlagen (UND ZWAR WELCHER 

PARAGRAF GENAU) all diese Vergabeentscheidungen beruhen...Das geht AUS KEINEM 

PROTOKOLL/NIEDERSCHRIFT/SONSTIGEM SCHRIFTSTÜCK hervor, sollte aber mMn auf alle Fälle 

im Rahmen der Dokumentationspflicht irgendwie ersichtlich sein 

  



2) Inhalt der ersten E-Mail: 

Ich habe mir mal ein paar Informationen zu solch einem Realisierungswettbewerb eingeholt... 

zu diesem REALISIERUNGSWETTBEWERB § 32: 

 

 

Also nach dem WETTBERWERB erfolgt dann das VERGABEVERFAHREN...in unserem Fall ein 

VERHANDLUNGSVERFAHREN. Dabei gibt es nun verschiedene Verhandlungsverfahren. 

Grundsätzlich ein Verhandlungsverfahren MIT VORHERIGER BEKANNTMACHUNG nach § 34 

Möglich auch ein Verhandlungsverfahren OHNE VORHERIGER BEKANNTMACHUNG nach § 37 

(1)... wobei dabei gewisse Voraussetzungen (§ 37 (1) Z 1 - 7) gegeben sein müssen. 

Die Variante nach § 37 (1) ist also eher so etwas wie eine Ausnahme.... 

Somit ist auch die (anscheinend von der Gemeinde gewählte) Variante nach § 37 (1) Z7 solch 

eine Ausnahme, die eine gewisse Voraussetzung erfüllen muss... 

Im Schrifttum dazu: 

 

Und so wie ich die Wettbewerbsausschreibung lese, lag die Voraussetzung (zwingende Vergabe 

an Gewinner) NICHT VOR (Eine ABSICHT ist kein ZWANG) !!!! 

Es gibt dazu auch ein EU-Urteil: CURIA - Ergebnisliste (europa.eu)  

  

https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&jur=C,T,F&num=C-340/02


Im Unterschwellenbereich gibt es dann aber auch noch die Möglichkeit des § 44 

im Absatz (1) das Verhandlungsverfahren MIT VORHERIGER BEKANNTMACHUNG (als 

NORMAL-Variante) 

im Absatz (2) das Verhandlungsverfahren OHNE VORHERIGE BEKANNTMACHUNG (als 

AUSNAHME-Variante, deshalb wieder mit Voraussetzungen): 

Voraussetzung Z1 Auftragswert UNTER 100.000,- 

ODER Voraussetzung Z2 Super tolle Gelegenheit und Preis ERHEBLICH unter marküblichem Preis... 

 

Und dann gibt es da noch den (3) VERHANDLUNGSVERFAHREN OHNE BEKANNTMACHUNG und 

MIT NUR EINEM UNTERNEHMER! (SONDER-AUSNAHME-VARIANTE) 

Voraussetzung: 

NUR für GEISTIGE DIENSTLEISTUNG (was planen/entwerfen/usw. sind) 

UND die Durchführung eines Wettbewerbes ist wirtschaftlich nicht vertretbar 

UND Auftragswert kleiner als 50% des Schwellenwertes nach § 12 (1) Z 1 oder Z 3 

Relevant ist hier die Z3, und das sind 215.000,-, somit 50% = 107.500,- NETTO 

 

So... und jetzt soll mir mal wer erklären, unter welcher gesetzlichen NORM die 1.Teilplanung 

(11/2022) vergeben wurde und unter welcher gesetzlichen Norm die Generalplanung (07/2023) 

vergeben wurde. 

Wenn man nun sagt, die 1.Teilplanung (mit EUR 80.000,- NETTO) fällt unter § 44 (2) muss man 

dazu sagen, ist es nicht vorgesehen, dass hier mit NUR EINEM UNTERNEHMER verhandelt wird. 

Wann man nun sagt, die 1.Teilplanung fällt unter § 44 (3) (weil GEISTIG und nur EIN 

UNTERNEHMER) muss man dazu sagen, dass die (nach § 16 (4) KORREKTE) Kumulierung von 

1.Teilplanung mit Generalplanung die Wertgrenze von EUR 107.500,- bei weitem SPRENGEN 

WÜRDE! 

Und dass man sich nun darauf beruft, dass die Generalplanung jetzt wegen dem Wettbewerb 

so zu vergeben ist, kann aus vorhin genannten Gründen ja eh nicht sein... 

NOCH ETWAS AM RANDE: 

 



Nun ist es so, dass in der Ausschreibung steht: 

 

Also Teilung der 405 m²  in 180 m²  (Schulbereich) und 225 m²  (Veranstaltungsbereich) und die 

225 m² nochmals teilbar in 90 m² (Bewegungsraum KIGA) und 135 m² (sonstiges wie 

Trauungen). 

Das SIEGERPROJEKT ERFÜLLT DIESE TEILUNG NICHT!!!! 

Die Fläche für 90 m² Bewegungsraum KIGA gibt es im Plan NIRGENDS! 

Die anderen m² für Multimedia/Sitzungen/Trauung sind NICHT IN DER HALLE, somit wurden 

viele m² zusätzlich verbaut! 

 

3) Inhalt der dritten E-Mail: 

Und noch eine Rechtsmeinung, die meine Gesamteinschätzung untermauert: 

Abs 1 unterscheidet gem. Art 2 Abs 1 Z 21 der RL 2014/24/EU nach der 

Wettbewerbsabsicht zwischen reinem Ideenwettbewerb6 gem. Abs 2 und einem 

Realisierungswettbewerb7 gem. Abs 3. Bei der Auftragswertberechnung ist beim 

Ideenwettbewerb die Summe aller Preisgelder zu addieren, während beim 

Realisierungswettbewerb auf das potentielle Honorar des Dienstleisters unter Einrechnung 

aller Preisgelder abzustellen ist.8  Vgl § 12 Abs 2 und 3.  

Casati in Gölles, BVergG 2018 § 32 (Stand 1.10.2019, rdb.at) 

 

Das bedeutet für mich nun wieder....Wenn bei der Ausschreibung des Architektenwettbewerbes 

als Realisationswettbewerb schon klar war, dass die Generalplanerleistung (die ja beabsichtigt 

war an den Gewinner zu vergeben) mehr als EUR 215.000,- ausmachen wird, befinden wir uns 

mit dieser Vergabe im OBERSCHWELLENBEREICH!!!! 

Das würde wiederum bedeuten, dass die von mir vorhin beschriebenen Varianten der Vergabe 

nach § 44 NICHT ANWENDBAR SIND, da die nur für den UNTERSCHELLENBEREICH gültig 

sind...!!! 

Und jetzt sind wir wieder dort, dass obwohl in der Wettbewerbsausschreibung (und auch im 

Protokoll des Preisgerichtes) kein einziges Wort über die KOSTEN steht (und auch in keinster 

Weise irgendwo ersichtlich sind) die PREISKOMMISION mit Ihrer Entscheidung darüber 

entschieden hat, was das Kostet, und nicht die Gemeinde... das kanns ja nicht sein... 

Die Wirtschaftlichkeit findet sich nur in den Beurteilungskriterien... kannst du ja mal die 

Fr.GV Lassnig fragen, ob die Preiskommission wusste oder erklärt bekommen hat, was die 

einzelnen Projekte kosten werden... ich denke nicht. 

 

https://rdb.manz.at/document/1249_1_bvergg-2018_p0032?execution=e1s3&highlight=32%20BVergG#fn6
https://rdb.manz.at/document/1249_1_bvergg-2018_p0032?execution=e1s3&highlight=32%20BVergG#fn7
https://rdb.manz.at/document/1249_1_bvergg-2018_p0032?execution=e1s3&highlight=32%20BVergG#fn8
http://rdb.at/


 

 

 

4) Inhalt der vierten E-Mail: 

Sorry, kleine Korrektur..., Bauwerkskosten als Berechnung waren beim Wettbewerb 

BEKANNTZUGEBEN!!!! 

 

  



Waren somit seit 19.09.2022 (Sitzung Preisgericht) bekannt!!!! 

 


